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11In dem Rechtsstreit f?fQ“ '
Verkündet ‘-s : . . .
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am 17.April 1964-

Rihat
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Beklagten und Revisionsbeklagtcn

der 10° Senat des Bundessd2ialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 17° April

1964, an der mitgewirkt haben '

“\.

;Senat5präsident‚-‚a Dr„ T e s m e r„

_ _„„ .
als Vorsit2ender‚-

_\ _"dBundesrichter " j; Dr° S t r_a u @ und
(“Bundesrichter jf■ Dro B r o c k e

' ' als weitere Berufsrichtcr,

Bundessozialrichter Dr„ L a u b e ‘
und

—Bundessozialrichter S a 1 o m o n s c n

' \Fa als ehrenamtliChe Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Landessczialgeriehts Baden»Hürttemberg

vom 30„ Juni 1961 wird als_unbegründet zurückj

gewiesen„' ' ' ' ”"IH „"" ' ' " M
l

\;

Z'Außergerichtliche Kösten sind nicht zu
erstatten°

Von Rechts wegen;
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G r ü n d e :-Aj:
__.n—u-n m.— _—‚--r ...-«„—

Der
_

1935 geborene Kläger ist der uneheliche

Sohn der Charlotte Ma; geb° R$$%T■lf■éiäw Sein Vater Otto

Ef”1hb■?üf3 ist im Jahre l9ül als Soldat gefallen, Mutter

und Sohn kamen im Mai 19%? nach ihrer Vertreibung aus
"Ostpreußen über Dänemark nach Deutschland in den.Landkreis

Heidenheim. Am 160 Oktober 1948 beantragte die Mutter bei

dem-Kreisjugendamt Heidenheim, die bis zur Vertreibung

_vom Kreis;ugendamt Pr.Ey au geführte Vormundschaft zu

übernehmen und Ansprüche auf Waisenrente geltend zu machen,

Das Vormundschaftsgerieht stellte am 21° Oktober 19H8

den Eintritt der Amtsvormundsehaft fest, Das Kreisjugend«

amt beantragte mit Schreiben vom 27, November 19ü8, ein—

gegangen bei der damals zuständigen Landes versieheru gs“

anstalt (LVA) am 1, Dezember 1948, die Gewährung einer

Waisenrente nach dem Körperbesehädigten—Leistungsgesetz
(KBLG)‚ Der Antrag wurde durch Bescheid des Versorgungs»

amts (VersorgA„) Ulm/Donau vom 23, März 195% abgelehnt:

Der Widerspruch führte zu dem Erfolg, daß durch Besehe id

des Landesversorgungsamts (LVersorg■), Reehtsmittelab—
teilung in Ulm, vom 26„ März 1955 die Waisenrente dem
Grunde nach mit Wirkung vom 1, Dezember 19h8 zuerkannt

wurde° Mit Schreiben vom 17, Mai 1955 beantragte das '

Kreisj % enda mt beim Versorg■ Ulm, den Beginn der Rente

auf den 1 Juni 1947 vorzuverlegen, weil die erste poli—

zeiliehe mldung in diesem Monat Stattgefunden habe, der

Antrag auf Waisenrente mangels eines gesetzlichen Ver—

GIS aber nicht früher habe gestellt werden können,Inc
dem Bescheid vom 13„ Juli 1955, der nach seinem

Eingangsrermerk auf Grund des Vergleichsang eoots des

Landesversorgungsamts — Rechtsmittelabteilung Ulm - vom

-26„ März 1055" erlassen ist, setzte das Versorgä Ulm die

'dem Kläger vom 1„ Dezember 19&8 an nach dem KBLG zu

zahlende Waisenrente auf monatlich 27,— DM fest und führte

weiter aus, daß eine Vorverlegung der Zahlung vor dem_

l° Dezember 19ä8 nicht möglich sei, da der Antrag am—

l° Dezember 19%“ gestellt und "das Angebot auch somit_

\_
_\

'
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angenommenwurde". Die in diesem Bescheid vorgedruckte

Rechtsmittelbelehrung ist gestrichen und enthält an deren

Stelle die Worte "siehe heil. Bescheid ab 1.10.1950". In
einem ebenfalls am 13. Juli erlassenen Bescheid, der den

.
gleichen Eingangsvermerk wie der andere Bescheid von

diesem Tage trägt, ist die Waisenrente nach dem Bundes—

versorgung$gesGtz (BVG) vom 1, Oktober 1950 an festgesetzt

.worden; Dieser Bescheid enthält an Stelle der gestrichenen

Rechtsmittelbelehrung den Vermerk: "Dem Wider5prueh ist

mithin voll ebgeholfen."'>‘

Das Sozialgericht (se) verurteilte den Beklagten, die
Waiscnrente bereits vom 1, Mai 1947 an zu gewähren. Seiner

Meinung nach konnte dem allgemeinen Rechtsgedanken des

@ 206 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) entsprechend auch

die Antragsfrist nach Art, 12 KBLG nicht vor Übernahme

der Vormundschaft beginnen, so daß die Rente deshalb

bereits vom Zuzugsmonat an zu gewähren sei. Die Berufung

wurde zugelassen„__

Auf die Berufung des Beklagten hob das Landessozialge-

richt (LSG) mit Urteil vom jo, Juni 1961 das Urteil des
SG auf und wies die Klage ab. Das LSG führte aus, nach

Art, 12_Abs„ 1 und 2 KBLG entstehe der Anspruch auf

Hinterbliebenenrente frühestens mit dem auf den Sterbe-

tag folgenden Tag; sei er aber erst nach Ablauf eines

Jahres nach dem Tode geltend gemacht werden, so beginne

die Zahlung frühestens mit dem Monat, in dem die An-
meldung erfolgt sei° Die Anmeldung sei ein materiell-

rcchtliches Erfordernis des An5pruchs, der erst mit der

Anmeldung entstehe, auch wenn alle anderen Voraussetzun-

gen erfüllt sind, Dabei sei es nach dem Urteil des

Bundessozialgerichts (BSG) vom 23, März 1961 - 11 BV

Yoü/59 — unerheblich, aus welchem Grunde einefrühere

Anmeldung unterblieben ist° Der Art° 9 KBLG betreffe

nicht den Beginn der Rente, sondern die Voraussetzungen,-

unter denen der An3pruch ausnahmsweise auch nach Ablauf

...l}...
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der für die Anmeldung bestimmten Frist noch geltend
ge—

macht werden konnte, In Art‚ 12 KBLG sei eine dem Art, 9
Abs° 1Nr° } KBLG entsprechende Regelung nicht enthalten,

der Wortlaut dieser Vorschrift lasse eine Ausnahmevon
dem Grundsatz, daß für den Beginn der Rente der Anmelde—

monat maßgebend ist, nicht zu° Der allgemeine Rechts- '

gedanke, auf den sich das SG in seinem Urteil bezogen
habe, bedeute nur, daß ein Geschäftsunfähiger seine Rechte

nicht durch Fristablauf verliere, sofern sie innerhalb

einer bestimmten Frist nach Wegfall des Hindernisses '
geltend gemacht sind° Daraus folge aber nicht, daß ein

Berechtigter so zu stellen wäre, als wenn er den Anspruch
zum frühest möglichen Termin erhoben hätte, Im übrigen
hätte die seit Mai 1947 im Kreis Heidenheim ansässige

Mutter des Klägers den AnSpruch auf Waisenrente schon

vor Oktober 1948 anmelden können, Der Umstand, daß der

Amtsvormund von der Anwesenheit des Klägers nicht früher

Kenntnis erhalten habe, berechtige nicht, den Beginn der

Route auf einen Zeitpunkt vor der tatsächlichen Anmeldung

am 1° Dezember 19A8 vorzuverlegen° Die Rechtsauffassung

des BSG aaO werde von dem Beschluß des Großen Senats

des BSG vom 9, Juni 1961 — GS 2/61 - (BSG 14, 2Ä6) nicht
berührt, da dieser nur die Anwendung der Ausschlußfristcn

betreffe, die in 5 58 Abs, 1 BVG aF ähnlich wie in Art, 9
KBLG geregelt waren, aber nicht die Auslegung des Art° 12

KBLG, Die in dieser Vorschrift getroffene Regelung vor»

stoße auch nicht gegen die Art° 3 und 20 des Grundgesetzes

.
.

\
(GG)° Die Revision wurde zugelassen,

Der Kläger hat gegen das ihm am 5, AuguSt 1961 zugestellte

Urteil des LSG am 31° August 1961 Revision eingelegt und

sie gleichzeitig begründet, Er beantragt,

das Urteil des LSG Baden—Württemberg vom _f{ß■”

30, Juni 1961 aufzuheben und der Klage
. _l‘-_._' _.._".1 . ... .. .

stattzugeben.l
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DerKlägerrügt, daßdasLSG@206BGBnicht ent5prechend
_angewandt habe° Die Anwendungdieser Regelung werde durch

5 61 Abs° 2 BVG nicht ausgeschlossen und sei auch schon
_vom früheren Reichsversicherungsamt (EVA) zugelassen worden.

Dem Kläger dürfe kein Schaden daraus erwachsen, daß der

Staat die einem Mündel gegenüber obliegenden Maßnahmen

unterlasse° Außerdem habe das LSG gegen die Art, 3 und

20 GG verstoßen; denn durch die Anwendung des 9 61 Abs° 2

BVG werde der Kläger als uneheliches Kind und Flüchtling

schlechter gestellt als die nicht zu diesem Kreis gehören-

den unehelichen Kinder.
Die

Zahl der unehelichcn Kinder,

die sich in der gleichen Lage befändenwie der Kläger,
sei so erheblich, daß geradezu eine Bevölkerungsgruppe

benachteiligt werde. Schließlich habe daS-Jugendamtinner-
halb von sechs Monaten nach Übernahme der Vormundschaft
den Bentenanspruch geltend gemacht, so daß auch aus diesem
Grunde eine Vorverlegung des Beginns der Rente geboten

erscheine„ “'? “" ""° ; "“I " "°‘"6'”'

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend, weil es

' mit der Bechtsauffassung des BSG in den Urteilen vom 23,
März 1961 - 11 nv 70A/59 und 11 BV 724/59.— übereinstimme.

Die Revision ist durch zu1e53unggemäß@162'Abs. 1 Satz 1
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthaft und, da sie
frist- und formgerecht eingelegt und begründet worden ist,

auch zulässig (@@16%, 166 SGG)„ Sie ist aber nicht be—
gründet

„

Die Revision ist auf eine Verletzung des @ 62 Abs. 2 BVG

gestützt, Gemeint ist aber Art, 12 Abs, 2 KBLG,da der
„_Strcit eindeutig um den Beginn von Leistungen nach dem
6.KBLG geht° Die falsche Bezeichnung der verletzten Rechts-

1‘vorschrift ist jedoch unschädlich,
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Die Revision kann gem. 5 162 Abs° 2 SGG auf eine Verletzung

der hier in Betracht kommenden Vorschriften des KBLG für

das ehemalige Land Württemberg-Baden gestützt werden, da—

gleiche Vorschriften in allen Ländern der früheren
amerikanischen Besatzungszone gegolten haben und damit

über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus geltendes

Recht gewesen sind (vgl BSG 1,56, 59) ' ‘

Bei der zugelassenen Revision hat das Revisionsgericht,

bevor es über die Revision auf Grund der geltend gemachten

Revisionsgründe entscheidet, von Amts wegen zu prüfen, ob

diejenigen Voraussetzungen erfüllt sind, von denen die _'

Rechtswirksamkeit des gesamten Verfah1ens abhängt Dabei6

ist insbesondere auf Mängel zu achten, die sich daraus

ergeben, daß unverzichtbare Prozeßvoraussetzungcn nicht

beachtet worden sind, auch wenn der Mangel schon im Klage—
verfahr0n oder im Berufungsverfahren unterlaufen ist,

Zu den in jeder Lage des sozialgerichtlichen Verfahrens

von Amts wegen zu prüfenden Prozeßvoraussetzungen gehört

die ordnungsmäßige Abwicklung des Vorverfahrens und die

Zulässigkeit der Klage, da, falls in dieser Hinsicht

Mängel festzustellen sind, auch das Revisionsverfahren sei—

ner Grundlage entbehrt° Im vorliegenden Fall ist zum
_

Bescheid vom 13„ Juli 1955 kein Widerspruchsbescheid ef-

gangen, andererseits ist die am 8, August 1955 erhobene

Klage, wenn sie gegen den Widerspruchsbescheid vom
_26° März 1955 gerichtet war, nicht innerhalb der Monats—

frist des 5 87 SGG erhoben worden° Es kommt daher zunächst

darauf an, ob die Klage gegen den Bescheid vom 13, Juli

1955 gerichtet war,_der entgegen der Auffassung des SG

nicht vom LVersorgA, sondern vom VersorgA erlassen ist
_

und daher auch nicht einen_Widerspruchsbescheid ersetzen'

kann, Im Gegensatz zu der Auffassung des LSG kann dieser

Bescheid auch nicht als Ergänzung des Widerspruchsbe—

scheids vom 26° März 1955 angesc_hen werden, jedenfalls

nicht insoweit, als in;; ihm der
Vermerk uber den Beginn

der Rente enthalten
ist

Der Beegi_nn der Rente war bereits

..."{—-
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in dem
Wider3pruehsbescheid vom 26. März 1955 auf den

1. Dezember 1948 festgesetzt werden. Selbst wenn in dem

Bescheid vom 15° Juli 1955 eine selbständige Ablehnung

des Antrags des Klägerslxmll7. Mai 1955 (auf Erlaß eines_

Zugunstcnbescheides hinsichtlich des Beginns der Rente)

zu sehen wäre, würde das Vorverfahrcn zum Beseheide vom

13. Juli 1955 fehlen." "' '

Die Klage war in Wirklichkeit aber
gegen den Wider5pruchs-

bescheid vom 26° März 1955 gerichtet. Wenn mit der Klage

auch beantragt werden war, den Bescheid des VersorgA

vom 13. Juli 1955 zu ändern und den Beginn der Rente

auf den 1. Juni 1947 festzusetzen,
so richtete sich

die Klage in Wirklichkeit doeh gegen den Wider5pruchs—

bescheid vom 26° März 1955, und zwar insoweit, als dem

Kläger durch diesen Bescheid die Waisenrente erst ab
1° Dezember 19A8 zuerkannt worden war. Der Bescheid vom

13. Juli 1955 enthält im Verhältnis zum Widerspruchs-

bescheid vom 26. März 1955 nur insofern eine selbständige

Regelung, als darin die Höhe der bereits durch den Wider-
suruchsbeseheid dem Grunde und dem Zeitpunkt des Beginns

nach festgesetzten Rente bestimmt ist.. Soweit der Bescheid

über die Höhe der.Waisenrente nach dem KBLG vom 13. Juli

1955 den Vermerk trägt, eine Zahlungsvorverlegung vor

dem 1. Dezember 19A8 sei nicht möglich, so kann die
rechtliche Bedeutung dieses Zusatzes dahinstehen, ins-

besondere kann dahinstehen, ob darin nach Rorm und Inc

halt überhaupt ein Verwaltungsakt zu sehen ist und ob

es sieh um eine nochmalige Bestätigung des Zeitpunktes

'des Rentenbeginns oder um eine Ablehnung des Antrags

vom 17. Mai 1955 — als Antrag auf Erlaß eines Zugunsten—
bescheides — handelt, Jedenfalls kann der Vermerk an der

Tatsache nichts ändern, daß der Rentenbeginn im Wider-

spruchsbeseheid vom 26, März 1955 festgesetzt werden

ist. Mithin richtete sich die Klage in Wirklichkeit gegen
den Widerspruchsbeseheid, durch den sich der Kläger inso-

weit beschwertfühlte„als ihmdie Waisenrentenicht '
-l. -- > % -.w;‘xaa‚..

n.
"

\ . .
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bereits vom 1. Juni 1947, sondern erst vom 1, Dezember_

1948 zuerkannt worden war„_„ _
'

Diese Klage ist auch rechtzeitig erhoben. Sie ist zwar

erst am lo, August 1955 beim SG Ulm eingegangen. Da aber

der mit der Klage angegriffene Widerspruchsbescheid vom
_26° März 1955 nicht mit einer Rechtsmittelbelehrung ver—

sehen war, konnte sie noch innerhalb eines Jahres nach

dessen Zustellung erhoben werden (@ 66 Abs, 2 SGG).

Damit entfallen aber die hinsichtlich der Prozeßvoraus—i
setzungen (Durchführung des Vorverfahrcns und.fristgeé

rechte Klageerhebung) erwähnten Bedenken, Der Sache nach

geht der Streit nur noch darum, ob dem Kläger die Rente '

_bereits vom 1° Juni 19A7 an zusteht. ‚f;.„___‚

iArt. 12 Abs, 1 KBLG bestimmte, daß der Anspruch auf.jr

Hinterbliebenenrente frühestens mit dem auf den Sterbe—

tag folgenden Tag entsteht; wenn der An3pruch auf
Hinterbliebenenrente erst nach Ablauf eines Jahres nach

dem Tode geltend gemacht wurde, begann die Rente mit

dem Monat, in dem die Voraussetzungen für die Gewährung

der Rente erfüllt waren, frühestens mit dem Monat, in

demder Anspruchangemeldetwurde (Abs. 2 des Art. 12-1
KBLG)„ Das bedeutet, daß der AnSpruch auf Zahlung der_

Rente von einem früheren Zeitpunkt als dem der Antrag-

stellung nur bestand, wenn dieser innerhalb der Frist

von einem Jahr nach dem T0de geltend gemacht worden

war. Sonst konnte_die Rente nicht rückwirkend für eine

Zeit vor der Antragstellung bewilligt werden.‘

In gleicher Weise wie früher im KBLG ist der Beginn der

Hinterbliebenenrente Später im 5 61 Abs, 1 und Abs° 2 —"
BVG — jedenfalls soweit es sich um den Wortlaut dieses

Gesetzes in den bis zum Inkrafttreten des Zweiten

Neuordnungsgesetzes (1. Januar 1964) geltenden Fassungen .
handelt " geregelt werden, Der„8„8enat des—BSG hat ber its

.. 9-
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in demUrteil Vom23. November1962- 8 RV769/61- ent-
schieden, daß der S 61 Abs. 2 BVG eine Ausnahme vom
Beginn der Rente erst vom Antragsmonat an auch dann nicht

zuläßt,-wenn geschäftsunfähige oder in der Gesehäftsfähig-

keit beschränkte Personen ohne gesetzliehen Vertreter

reehtsuirksa■ innerhalb eines Jahres nach dem Tode des

Besehädigten einen Antrag nicht stellen konnten. Die
Anwendung des allgemeinen Reehtsgedankens des 5 206

Abs. 1 BGB sei hier nicht möglich. Voraussetzung für

die Entstehung jedes Versorgungsanspruchs sei die An-

meldung oder der Antrag, der nicht nur uerfahrensrecht-
liche, sondern überwiegend materiell-rechtliche Be-
deutung habe, insoweit nämlich, als der Versorgungs-w
ahsprueh erstcnüßteht, wenn zur

Verwirklichung der

übrigen gesetzlich bestimmten Tatbestandsmerkmale ein

ent5prechender Antrag kommt (vgl. BSG 2, 289, 293;'

7, 119, 120 und 187, 190). Unter Berücksichtigung
dieser Grundsätze und des Hortlauts des © 61 Abs. 2 BVG
könne ein Anspruch auf Waisenrente,

wenn der gesetzliche

Vertreter den Antrag später als ein Jahr nach dem Tode

des Beschädigten gestellt hat, frühestens mit dem Be-

ginn des Nonats entstehen, in dem der Anspruch ange-

meldet worden ist. Die Anwendung des aus 5 206 Abs. 1

BGB hergeleiteten Rechtsgedankens — wesentlich ent-

sprechende Regelungen enthielten für das Gebiet der

Kriegsopferversorgung die am 1. Juni 1960 aufgehobenen
Vorschriften des @ 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2

BVG und für Hinterbliebene'ß 58 Abs. 1 Satz 3 BVG aF -
sei deshalb ausgeschlossen, weil dieser Grundgedanke nur

die Verhütungeines durch Fristablauf eintretenden Ver-
lustes von Rechten eines der gesetzlichen Vertretung ent-

behrendenGesehäftsunfähigenbetreffe, nicht aber gleicher- -
maßen für den Beginn der Zahlung zur Anwendung kommen

könne. Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus der Ent-

.
“scheidung des RVA vom 11. Januar 1939 zu 5 1286 der
Reichsversicherungsordnung (RVO) aF (AN 1939, 208), weil

eine unterschiedliche Behandlung zwisehen Berechtigten,
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die als Gésohäftsfähige
an der recht2eitigen Antrag-‘

stellung durch außerhalb ihres Willens liegende Ver-

hältnisse verhindert und solchen, die in der Geschäfts-

fähigkeit beschränkt waren, nach dem damaligen Recht der

RVO zwar in der Sozialversicherung erlaubt gewesen sei,

im Recht der Kriegsepferversorgung aber wegen der anders—

artigen Regelung nicht möglich sei. Die Vorschrift des "

den Beginn der Zahlung der Hinterbliebenenrente regeln—

den @ 61 Abs. 2 BVG lasse mangels einer den @@57 Abs. 1-13

Satz 1 Nr. 3 undSatz 2, 58 Abs. 1 Satz 3 BVGaF ent- ""
sprechenden Regelung keine Ausnahme von dem Grundsatz zu,

daß für den Beginn der Zahlung allein der Antragsmonat
maßgebend ist, sofern der Anspruch nicht vor Ablauf eines

Jahres-nach dem Tode geltend gemacht werden ist.

Von dieser Rechtsauffassung, von der abzuweichen der

erkennende Senat keinen Anlaß sieht, ist auch im vor—

liegenden Fall bei der Anwendung des Art. 12 Abs. 2 KBLG'1

auszugehen, der für den Beginn der Hinterbliebenenrente '

die gleiche Regelung enthalten hat wie @61 Abs. 2 BVG.

Auch nach Art. 12 Abs. 2 KBLG ist für den Beginn der
„

Zahlung der Hinterbliebenenrente unerheblich, aus welchen

Gründen der Anspruch nicht innerhalb der in dieser Ver—

schrift vorgesehenen Frist angemeldet worden ist. Zwar

war in Art.lo Abs. 2 in Verb. mit Art. 9 Abs. 1 Nr. 3 und

Abs. 2 KBLG die gleiche Regelung getroffen wie in den

bis zum1. Juni 1960 geltenden @@57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3'
und Satz 2, 58 Abs. 1 Satz 3 BVG. Sie betraf wie diese

aber nur die Ausnahmen von der Ausschlußfrist für die
__

Geltendmachung von Ansprüchen, ohne etwas über den Beginn

der Renten zu sagen, falls die Ausschlußfrist ausnahms-

weise noch nicht abgelaufen war. Art. 12 KBLG ließ daher_V

seinem Wortlaut nach ebensowenig wie @61 Abs.2 BVG eine '

Ausnahme von dem Grundsatz zu, daß für den Beginn der
.Zahlung ausschließlich der Anmeldemonat maßgebend ist,

wenn der Anspruch nach Ablauf eines Jahres nach dem_lbf;

Tode des Beschädigten geltend gemacht wurde.
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Daß die Regelung über den Beginn der Hinterbliebenenrente

in Art, 12 Abs, 2 KBLG „ Entsprechendes mußte für © 61
Abs, 2 BVG wohl gelten - als lückenhaft anzusehen wäre,

so daß die Lücke ausgefüllt werden müßte, ist schon des-

halb nicht anzunehmen, weil der Gesetzgeber den Grundge-

danken des 5 206 BGB zwar bei der Regelung über die Aus-
nahmen von der Aussehlußfrist für die Anmeldung

von An-

sprüchen, aber nicht bei der Regelung des Beginns der an—
gemeldeten Ansprüche berücksichtigt hat, so daß bei Art° 12

KBLG keine Ausnahme für den Fall vorgesehen ist, daß der
Antragsteller durch außerhalb seines-Willens liegende Ver-

hältnisse an früherer Antragstellung verhindert
war, Schließ-

lich widerspraeh Art° 12 Abs° 2 KBLG den Art. 3 und 20 GG

ebensowenig wie der damit inhaltlich übereinstimmende @61

Abs° 2 BVG. Der Art, 3 GG kann hier schon deshalb nicht

verletzt sein, weil der Kläger hinsichtlich des Beginns

seiner Waisenrente nicht anders behandelt wurde wie alle
anderen Maison, die sich in der gleichen Lage befanden, Im

Art, 12 KBLG ist weder eine Unterscheidung nach unehelichen

oder ehelichen Naisen noch nach den aus Kreisen der Ein-

heimischen oder der Vertriebenen abstammenden Waisen ge-

troffen, Ebenso betraf in seiner praktischen Auswirkung

der Art° 12 KBLG vorwiegend nicht nur die Gruppe der

uneheliehen WaisenoDie dahingehendeBehauptungdes
Klägers ist durch irgendwelche Unterlagen nicht gestützt.

Inwiefern die für den Beginn der Hinterbliebenenrente

durch Art, 12 KBLG vorgeschriebene Regelung gegen die

Grundsätze der Reehtsstaatliehkeit und Sozialstaatlichkeit
(Art, 20 GG) verstoßen soll, wie der Kläger verträgt, ist

nicht erkennbar° “"i' " t' “' ”

|p„a Ä£Ü- g)} .
.— . . .äithin konnte im vorliegenden
Falle die Waisenrente gem.

Art° 12 KBLG erst vom 1° Dezember 19H8 an gewährt werden,
weil der vom Kreisjugendamt als dem gesetzlichen Vertreter

des Klägers gestellte Antrag auf Gewährung einer Waisenrente

nach dem bereits 19äl verstorbenen Vater des Klägers erst
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am l° Dezember 19H8 beim Versorg■-eingegangon war. Die
Entscheidung des LSG ist somit zu Recht ergangen„ Die.)

Revision des Klägers war daher als Unbegründet Zurück-

zuweisen (@170Abs..1 Satz 1 sec). ' '

Die Entscheidung über die Kbsten beruht auf_5 193.SGG°
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